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Teamwork...

...braucht es, um eine 
Chance im Landtags‐ 
wahlkampf zu haben.
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 Olaf tanzt nicht 

Es ist wahr: Scholz hat jetzt TikTok. 
Oder besser gesagt, ein verifizierter 
Account namens TeamBundes‐
kanzler buhlt um die Gunst der 
Gen Z. Olaf wird nicht tanzen, so 
viel wurde seitens des Presseamtes 
der Bundesregierung versprochen 
(Halleluja!). Stattdessen kann man 
die Reisen seiner Ledertasche ver‐
folgen und wird so über den Regie‐
rungsalltag informiert. Zuletzt 
durfte man auf Instagram noch in 
seinen wundervoll nahbaren Ipho‐
ne-Notizeinträgen schmökern. 
Nun also spitzenpolitische Frage‐
runden in den TikTok-Kommenta‐
ren, die dann tatsächlich auch 
beantwortet werden: „Wann Dö‐
nerpreisbremse?“ –  „Wird nicht 
kommen“. Währenddessen verlost 
der Karriere-Account des Bundes‐
nachrichtendienstes übrigens 
Hundekalender auf Instagram, lol. 
Auch wenn ich rein alterstechnisch 
wohl der Zielgruppe angehöre, 
empfinde ich das den machtvolls‐
ten deutschen Ämtern unwürdig. 
Da kann man schon mal die drei 
Millionen Deutschen beneiden, die 
nie das Internet genutzt haben. 
Dem Populismus das Feld nicht 
überlassen –  sehe ich ein. Aber 
geht das nicht seriöser? 

Leipzig, aber um welchen Preis?
Die Stadt wächst – und wer hier schon wohnt, trägt die Kosten

Na, bist du auch zugezogen? Dann trägst du wahrscheinlich ein Stück Mitschuld daran, dass Leipzig immer teurer wird.
Was Gentrifizierung bedeutet (und wo man in Leipzig trotzdem noch sparen kann), erfährst du auf den Themaseiten 8 und 9.  Und 
egal, ob zugezogen oder einheimische*r Leipziger*in: Vergiss nicht, im Juni zur Kommunalwahl zu gehen. Wie die verschiedenen 
Parteien mit Mietpreiserhöhung und Wohnungsmangel umgehen wollen, erfährst du auf Seite 4.

Die Freiheit der Sprache
Noch ist Gendern an sächsischen Hochschulen erlaubt

E s gibt keinen Gender‐
zwang in der Redaktion 
von luhze. Allen Redak‐

teur*innen ist es freigestellt, ob 
sie das generische Maskulinum 
nutzen (wie z.B. Künstler), gen‐
derneutrale Worte suchen 
(Kunstschaffende) oder mit 
dem Sternchen gendern 
(Künstler*innen). Die einzige 
Vorgabe besteht darin, dass ein 
Artikel einheitlich sein muss. 
Diese Freiheit in der Gender‐
frage funktioniert innerhalb 
der Redaktion ganz wunderbar. 
Es gibt weder Streit noch 
Feindseligkeiten zwischen gen‐
dernden und nichtgendernden 
Personen, genauso wenig wie 
Bestrebungen von irgendeiner 
Seite, eine Pflicht einzuführen. 
Redakteur*innen, die das gene‐
rische Maskulinum nutzen, 
machen das vielleicht aufgrund 

der entsprechenden Empfeh‐
lung des Rats für deutsche 
Rechtschreibung, oder um die 
Sprache verständlich zu halten. 
Manche finden, dass so ein 
Sternchen den Lesefluss stört. 
Andere Mitglieder der Redakti‐
on entscheiden sich bewusst 
für das Sternchen, um zum Bei‐
spiel Sprache inklusiver zu ge‐
stalten und neben Frauen auch 
nicht-binäre Personen oder 
trans* Menschen anzuspre‐
chen.
luhze ist eine unabhängige 

Hochschulzeitung, was bedeu‐
tet, dass unsere Redaktion 
nicht von Geldern der Universi‐
tät abhängig ist, sondern eine 
autonome und damit auch kri‐
tische Stimme aus dem Hoch‐
schulkontext darstellt. Vermutlich 
wäre die luhze-Redaktion somit 
nicht sofort betroffen, sollte der 

Freistaat Sachsen das an Be‐
hörden und Schulen herr‐
schende Genderverbot auch 
auf Hochschulen ausweiten. 

Betroffen wäre allerdings die 
sprachliche Freiheit im Studi‐
um, der Hauptbeschäftigung 
unserer Redakteur*innen. Die‐
se Zeitung wird von ganz ver‐
schiedenen Studierenden der 
Universität und Hochschulen 
Leipzigs geschrieben, was be‐
deutet, dass bei unseren Re‐
daktionssitzungen durchaus 
Studierende des ersten Semes‐
ters im Bachelor Biologie ne‐
ben Studierenden des dritten 
Semesters im Master Germa‐
nistik sitzen. Im Moment dür‐
fen diese Menschen alle noch 
frei darüber entscheiden, ob 
sie innerhalb ihres Studiums 
gendersensible Sprache nut‐
zen wollen oder nicht. Der Se‐

nat der Universität Leipzig 
empfiehlt laut Website der 
Stabstelle für Chancengleich‐
heit, Diversität und Familie, 
die Nutzung des Gender-Dop‐
pelpunktes oder alternativ ge‐
schlechtsneutraler Sprache. 
Wichtig ist hierbei der Status 
der Empfehlung und nicht des 
oftmals unterstellten „Gender‐
zwangs“. Auf Nachfrage von 
luhze bestätigt der Pressespre‐
cher der Universität Carsten 
Heckmann: Für Studierende, 
die nicht gendern, entstehen 
keine Nachteile.

Wie wacklig die Pfeiler sind, 
auf denen diese sprachliche 
Freiheit aktuell steht, wird mit 
einem Blick auf neue Gesetze 
beispielsweise aus Bayern und 
Hessen deutlich. Bei diesen 
kürzlich etablierten Gender‐
verboten werden, anders als 

bisher in Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Hols‐
tein, zum Teil auch Hochschu‐
len mit einbezogen. In Hessen 
veröffentlichte der Präsident 
der Frankfurter Goethe-Uni‐
versität Ende März ein State‐
ment, welches sich gegen ein 
Genderverbot und für gender‐
sensible Sprache ausspricht – 
eine klare Antwort auf ein dro‐
hendes Verbot von Landesseite 
und ein Ausdruck dafür, was 
gerade auf dem Spiel steht.

Entgegen der weit verbreite‐
ten Stammtischparole – heut‐
zutage dürfe man(n) ja gar 
nichts mehr sagen – erweitert 
Gendern den Bereich des Sag‐
baren. Ein Verbot beschneidet 
diesen und ist damit eine klare 
Einschränkung der Redefrei‐
heit.

Margarete Arendt

Teuer... Tonnen...

... ist uns die Natur. Das 
kann man sogar 
wirtscha!lich berechnen.

... von essbaren 
Lebensmi2eln landen in 
der Mülltonne.
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Ein Hofladen für die Innenstadt?
Leipziger Grüne wollen regionale Wertschöpfungsketten stärken

H ofladen in der City: 
Landwirtschaft unter‐
stützen – regionale 

Wertschöpfung stärken“ – so 
lautet der Titel des Antrags der 
Grünen Fraktion vom 11. Januar 
dieses Jahres. Die Idee ist simpel: 
Durch einen Hofladen in der In‐
nenstadt soll Landwirt*innen 
aus der Region die Möglichkeit 
gegeben werden, Lebensmittel 
stationär in der Innenstadt zu 
verkaufen. Zugleich soll Konsu‐
ment*innen so der Zugang zu 
regionalen Produkten erleichtert 
werden. Jürgen Kasek, Stadtrat 
und umweltpolitischer Sprecher 
der Leipziger Grünen Fraktion, 
erklärt im Gespräch mit luhze: 
„Viele kleinere Betriebe haben 
kaum die Möglichkeit der eige‐
nen Direktvermarktung“, diese 
sei logistisch und in Sachen Ver‐
waltungsaufwand nicht darstell‐
bar. „Und da haben wir gedacht, 
es könnte eine Idee sein, einen 
Store zu schaffen für Landwirte, 
in dem sie ihre Produkte aus der 
Region anbieten können.“ So 
hole man wieder „Leben in die 
City“, führt Kasek weiter aus und 
thematisiert den wachsenden 
Leerstand bei gewerblichen Flä‐
chen in der Leipziger Innen‐
stadt. 

Braucht die Stadt 
einen weiteren

Hofladen? 
Im Leipziger Umkreis gibt es 

bereits einige Hofläden. Inner‐
städtisch finden viele Wochen‐
märkte statt. In der 
Konkurrenz zu diesen sieht Ka‐
sek jedoch keine Schwierigkei‐
ten. Auch der Antrag der 
Grünen thematisiert dieses 
Problem nur über einen Ver‐
weis auf die Machbarkeitsstu‐
die zu einer möglichen 
Markthalle auf dem Wilhelm-
Leuschner-Platz. Diese wurde 
von der Stadt Leipzig in Auftrag 
gegeben und im März 2021 
veröffentlicht. Sie setzte sich 
unter anderem mit der Frage 
auseinander, ob sich eine 
Markthalle potenziell ge‐
schäftsschädigend auf die Wo‐
chenmärkte auf dem 
Marktplatz am Alten Rathaus 
und am Bayrischen Bahnhof 
auswirken könnte. Ergebnis 
der Studie: „Beide Standorte 
werden durch die geplante 
Markthalle nicht maßgeblich 
betroffen sein“ – den Grünen 
zufolge also auch nicht durch 
einen Hofladen. Zumindest in 
der Theorie. Ob dem tatsäch‐
lich so wäre, bleibt abzuwarten. 
Noch gibt es weder Markthalle 
noch Hofladen. Auch beim 
Thema der konkurrierenden 
Hofläden sieht Kasek kein Pro‐
blem und verweist auf den Ho‐
fladen der Agrarprodukte 
Kitzen, einem Landwirtschafts‐
betrieb im Leipziger Süden. 

„Die sagen: der läuft eigentlich 
ganz gut, der wird auch gut an‐
genommen. Wir sagen: der liegt 
zu weit weg.“ Jemand, der 
spontan regionale Produkte 
kaufen wolle, werde „kaum da 
rausfahren.“ Die Idee sei des‐
halb gewesen, den Weg zu ver‐
kürzen. 

Wie kommen Produkt 
und Kund*in
zusammen? 

Dass die Distanz beim Ein‐
kauf regionaler Lebensmittel 
eine Rolle spielt, sieht auch Ni‐
cole Frischmann vom „HofGut 
Kreuma“, das in etwa 18 Kilo‐
meter nördlich vom Leipziger 
Zentrum liegt. Gemeinsam mit 
zwölf Mitarbeitenden betreibt 
Frischmann hier auf gut 45 
Hektar Fläche ökologisch-
nachhaltige und demeter-zerti‐
fizierte Landwirtschaft. Zum 
Hofgut gehören unter anderem 
eine Bio-Gärtnerei, eine Bio-
Bäckerei, ein Bio-Hofladen und 
Ferienwohnungen. Zudem bie‐
tet das HofGut Kreuma ein ei‐
genes SoLaWi-Konzept an. Im 
Gespräch mit luhze erklärt 
Frischmann, dass ihre 
Kund*innen die Strecke gerne 
auf sich nähmen – „Die genie‐
ßen dann auch die frische Luft 
und die Zeit hier auf dem Hof, 
trinken einen Kaffee, essen et‐
was“. Dass das mit dem klassi‐
schen Wocheneinkauf beim 
Supermarkt um die Ecke nichts 
zu tun hat, liegt auf der Hand. 
„Was mir richtig helfen würde“, 
führt die Landwirtin aus, „wä‐
ren Depots in der Innenstadt.“ 
Frischmann wünscht sich De‐
pots, die sie als Landwirtin be‐
liefern kann, um das eigene 
SoLaWi-Angebot ausbauen und 
näher an die Kund*innen brin‐
gen zu können. „Das haben uns 
viele Landwirte gesagt“, berich‐
tet Kasek. Den Landwirt*innen 
fehle es an der Logistik, der In‐
frastruktur. „Deswegen könnte 
man Depots an so einen Hofla‐
den durchaus anschließen“, so 
der Stadtrat. Menschen, die re‐
gionale Produkte einkaufen 
möchten, hätten dann die 
Möglichkeit, ihre Ware in der 
Innenstadt abzuholen. Wie ge‐
nau ein solches Depot ausse‐
hen würde und wie die Ware 
von den Erzeuger*innen in die 
Innenstadt kommen soll, ist al‐
lerdings noch unklar. Klar 
scheint nur, dass die Land‐
wirt*innen den Auau dieser 
Strukturen alleine nicht stem‐
men können.  

Wer trägt die Kosten? 

Was für die Infrastruktur gilt, 
gilt auch für den Betrieb des 
Hofladens. Wie soll dieser 
finanziert werden? Wer über‐
nimmt die Kosten für Pacht, In‐

standhaltung und Personal? 
Folgt man dem Antrag der Grü‐
nen, sollen die laufenden Kos‐
ten zunächst über Fördermittel, 
etwa vom Freistaat Sachsen ge‐
sichert werden. Und wenn sich 
dann zeigen sollte, dass der Ho‐
fladen funktioniert, müsse man 
sich laut Kasek im nächsten 
Schritt überlegen, wie die Kos‐
ten dauerhaft gesichert werden 
können. Kasek mahnt an: „Ich 
werde den Landwirten jetzt 
nicht sagen können: Schließt 
euch mal zusammen und 
finanziert einen Hofladen“. Zu‐
nächst läge es an der Politik, 
Anreize zu setzen. 

Ökologische und/
oder regionale

Landwirtschaft? 
Dies gelte auch für den 

Aspekt der Ökologie. Angespro‐
chen auf mögliche Kriterien bei 
der Auswahl von Landwirt‐
schafsbetrieben für den Hofla‐
den erklärt Kasek: „Es soll 
tatsächlich um die Förderung 
regionaler Landwirtschaft ge‐
hen.“ Man habe sich explizit 
gegen ein Kriterium entschie‐
den, das beispielsweise sagt: 
primär ökologische Produkte. 
„Diese Grenze wollen wir im 
ersten Schritt noch nicht zie‐
hen. Wir wollen erstmal die An‐
reize setzen, dass die 
Landwirtschaft umsteigt und 
auch die Betriebe unterstützen, 
die nur auf bestimmte Dünge‐
mittel verzichten“, so Kasek. 
Höfe wie der von Nicole Frisch‐
mann würden also mit Höfen, 
die konventionelle Landwirt‐
schaft betreiben, konkurrieren. 
Wie sich das auf die Preisge‐
staltung innerhalb des Hofla‐
dens auswirken wird, bleibt 
abzuwarten.  

„Wenn der Konsument nur 59 
Cent für den Kohlrabi zahlen 
will, den du fünf- bis sechsmal 
in der Hand hattest, sagst du: 
nein, dann esse ich ihn selber“, 
so Frischmann. Einfach nur 
einen Hofladen zu gründen und 
zu denken, dass sich dadurch 
das Verhältnis der Konsu‐
ment*in zum Lebensmittel ver‐
ändern würde, sei naiv, so die 
Landwirtin. Sie fordert: „Wir 
müssen das Bewusstsein für 
Entstehungsprozesse stärken. 
Die Leute müssen verstehen, wo 
die Lebensmittel herkommen 
und was dahintersteckt.“ Ein 
Problem, das auch Jürgen Kasek 
sieht. „Ein Teil der Bevölkerung 
hat, meinem Empfinden nach, 
die Vorstellung verloren, was 
hinter bestimmten Lebensmit‐
teln an Arbeit und Aufwand 
steckt“, so der Grünen-Politiker. 
Er kritisiert die Vorstellung, 
„dass Lebensmittel vor allen 
Dingen billig sein müssen“ und 
fordert, dass hier ein Umdenken 
stattfinden müsse.

Wann kommt der
Hofladen? 

„Ich halte 2024 durchaus für 
machbar“, antwortet Kasek auf 
die Frage nach einem mögli‐
chen Startzeitpunkt für den 
Hofladen. Es hänge aber davon 
ab, wie schnell man das alles 
auf die Beine gestellt bekäme. 
„Das alles“ meint unter ande‐
rem: die Suche nach einem ge‐
eigneten Standort, die Akquise 
potenzieller Landwirt*innen, 
den Auau der kompletten Lo‐
gistik und das Anlernen von 
Servicepersonal. 2024 mit der 
Öffnung des Hofladens zu 
rechnen, ist also durchaus am‐
bitioniert. 

Gibt es Alternativen 
zum Hofladen? 

In Kreuma diskutiert man 
derweil mögliche Alternativen 
zu einem Hofladen. Wie bezie‐
hungsweise wo könnte man 
besser investieren? Nicole 
Frischmann erklärt: „Der erste 
Schritt wäre, uns bei der 
Auffindbarkeit zu helfen.“ Ihr 
schwebe eine Art digitale Platt‐
form vor, auf der interessierte 
Menschen schnell und über‐
sichtlich Informationen zu 
Landwirtschaftsbetrieben in 
ihrer Nähe finden können. „Wir 
müssen den Konsumenten 
darüber aulären, wo er seine 
Produkte finden kann“, so die 
Landwirtin. Eine weitere Alter‐
native sieht Frischmann in der 
Unterstützung von Bildungs‐
projekten. Auf ihrem Hof in 
Kreuma etwa arbeite man eng 
mit einer Schule zusammen, 
empfange in regelmäßigen Ab‐
ständen Schulklassen, die auf 
dem Hof mithelfen und Land‐
wirtschaft erleben dürften. 
„Den Kindern, die hier waren, 
muss ich nicht erklären, wie 
viel Arbeit hinter dem Kohlrabi 
steckt“, so die Landwirtin. Auf 
diesem Weg könne man schon 
sehr früh sowohl ein Lebens‐
mittel- als auch ein Preisbe‐

wusstsein schaffen. Aufwändig, 
so Frischmann, seien nur das 
Erstellen von Präsentationen 
und Vorsprechen vor Gremien 
des Bildungsministeriums. 
„Damit war ich zuletzt wieder 
zwei Wochen beschäftigt“, so 
die Landwirtin. Zwei Wochen, 
in denen die Hofarbeit nicht 
einfach auöre, sondern wei‐
terlaufe. Sie wünsche sich des‐
halb weniger bürokratische 
Hürden bei der Umsetzung von 
Bildungsprojekten.

Kommunaler
Handlungsspielraum 

Frischmanns Ausführungen 
reihen sich in die Kritiken vieler 
Landwirt*innen ein. Während 
den sogenannten Bauernpro‐
testen ging es immer wieder 
um die Unterlegenheit der 
Landwirtschaft gegenüber den 
großen Handelsketten und um 
bürokratische Hürden, die ne‐
ben dem regulären Betrieb der 
Höfe kaum zu überwinden sei‐
en. Auch Jürgen Kasek kriti‐
siert, dass die Politik über viele 
Jahre die falschen Anreize ge‐
setzt habe. „Es ging immer nur 
um das Prinzip: umso größer, 
umso besser – die Politik ist nur 
auf Wachstum gegangen“, so 
der Stadtrat. Darunter hätten 
nicht nur kleine Betriebe, son‐
dern die Landwirtschaft im All‐
gemeinen gelitten. Eine Kritik, 
die sich vor allem an bundes- 
und landespolitische Entschei‐
dungsträger*innen richtet. 
Wenn man sich also die Frage 
stellt, was auf kommunaler 
Ebene getan werden kann, um 
landwirtschaftlichen Fehlent‐
wicklungen entgegenzuwirken, 
kann man die Eröffnung eines 
Hofladens allenfalls als kleinen 
Teil eines größeren Ganzen be‐
trachten. Immerhin: An Alter‐
nativen und Ideen scheint es 
nicht zu mangeln. Nicole 
Frischmann sagt deshalb: „Die 
Kommunalpolitik muss jetzt 
auch zeigen, dass sie etwas tun 
will.“

Emin Hohl

LEIPZIG

MELDUNGEN Auf die Plätze, fertig – wählen!
Am 9. Juni dürfen Leipziger*innen

gleich zweimal ihre Stimme abgeben

D as Jahr 2024 gilt als „Su‐
perwahljahr“. Neben den 
Europawahlen am 9. Juni 

dieses Jahres sind am selben Tag 
auch in mehreren deutschen Bun‐
desländern Kommunalwahlen – 
so auch in Sachsen. Für Leipzig 
bedeutet das, dass die Bürger*in‐
nen den Stadtrat für die nächsten 
fünf Jahre wählen.

Die letzten Wahlen fanden 2019 
statt. Derzeit sind sechs Fraktio‐
nen im Stadtrat: Die Linke erhielt 
mit 16 Plätzen die meisten Sitze, 
danach folgen Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU, AfD, SPD und die 
Fraktion Freibeuter, ein Zusam‐
menschluss aus FDP und den Pi‐
raten. All diese Parteien 
kandidieren erneut, wie die Stadt 
Leipzig am 11. April bekannt gab. 
Zusätzlich sind dieses Jahr auch 
das Bündnis Sarah Wagenknecht 
(BSW) und die Freien Sachsen bei 
den Wahlen vertreten. Letztere 
wurden 2022 vom sächsischen 
Verfassungsschutz als rechtsex‐
trem und verfassungsfeindlich 
eingestuft und werden seitdem 
beobachtet. Wie auch die AfD, die 
in Sachsen, Thüringen und Sach‐
sen-Anhalt als „gesichert rechtsex‐
trem“ eingestuft wurde, ebenso 
ihre Nachwuchsorganisation 
„Junge Alternative“ (JA). Auf Bun‐
desebene gilt die Partei bisher als 
„Verdachtsfall“.

Laut Angaben der Stadt Leipzig 
kandidieren insgesamt 15 Partei‐
en und Wählervereinigungen. 

Wahlberechtigt sind EU-Bür‐
ger*innen ab 18 Jahren, die seit 
mindestens drei Monaten ihren 
Hauptwohnsitz in Leipzig haben. 
Alle Wahlberechtigten haben drei 
Stimmen, die sie alle an eine*n 
Bewerber*in vergeben oder auf 
mehrere Kandidat*innen vertei‐
len können. Bürgermeister und 
Oberbürgermeister werden im 
Juni nicht gewählt. Die Wahl hier‐
zu fand zuletzt 2020 statt, eine 
Legislaturperiode dauert sieben 
Jahre.  

Zentrale Themen bei den dies‐
jährigen Wahlen, wie auch allge‐
mein im öffentlichen Diskurs, 
sind die steigenden Mietpreise 
und Wohnungsmangel sowie eine 
städtische Klima- und Verkehrs‐
politik.  Während Linke, Grüne 
und SPD den Ausbau von Bera‐
tungsangeboten für Mieter*in‐
nen, eine Mietpreisbindung und 
das Verbot von Zweckentfrem‐
dung von Wohnraum fordern, 
möchte die CDU sich gegen eine 
Regulierung der Mietpreise ein‐
setzen und Investitionen fördern. 
Eine Mietpreisbeschränkung 
hemme den Neubau und Sanie‐
rungen, so die Begründung der 
Partei. In diesem Sinne argumen‐
tiert auch die FDP. Man müsse die 
Bürokratie vereinfachen und die 
Digitalisierung vorantreiben, um 
so Hindernisse beim Wohnungs‐
bau und bei Sanierungen zu re‐
duzieren, so Alexander Gunkel, 
Kreisvorsitzender der Partei.

Auch bei den Themen Verkehr 
und Klimapolitik gehen die Mei‐
nungen der kandidierenden Par‐
teien stark auseinander. Die 
CDU wehrt sich gegen eine „An‐
tiautopolitik“, die AfD lehnt „die 
Ideologie eines sogenannten Kli‐
maschutzes“ ab, wie es AfD-
Fraktionsreferent Lars Mannel 
formuliert. Dem entgegengesetzt 
steht die Forderung der Grünen 
nach einem klimaneutralen 
Leipzig bis 2038. Das soll bei‐
spielsweise durch Dach- und 
Fassadenbegrünung und die 
weitere Nutzung und Förderung 
des Leipziger Auwalds erreicht 
werden. Die Linke fordert hierbei 
zudem die Unterstützung von 

Menschen mit weniger Einkom‐
men, da diese stärker von den 
Folgen des Klimawandels be‐
troffen seien. Ein Vorschlag der 
Partei ist die Einführung von so‐
zialen Stromtarifen bei den 
Stadtwerken.

Die detaillierten Wahlpro‐
gramme der jeweiligen Parteien 
sind online zu finden. Wer am 9. 
Juni nicht in Leipzig vor Ort wäh‐
len kann, kann sich schon jetzt 
zur Briefwahl registrieren lassen.  
Das geht – unter anderem – auch 
formlos per E-Mail. Die Wahlun‐
terlagen werden dann Anfang 
Mai verschickt. Also, keine Aus‐
reden – jede Stimme zählt!

Paulina Maerz 

Besuche
Das Kulturamt der Stadt Leipzig er‐
klärte im April, dass die vier städti‐
schen Museen im ersten Quartal 
dieses Jahres eine starke Steigerung 
der Besuchszahlen registriert 
haben. Laut Pressemitteilung habe 
jedes Museum ein Plus im vier- bis 
fünfstelligen Bereich erreicht. Spit‐
zenreiter sei dabei das Stadtge‐
schichtliche Museum. Diese 
Entwicklung stehe im Zusammen‐
hang mit der Einführung des freien 
Eintritts in die Dauerausstellungen 
ab Januar 2024. Bereits 2023 hätten 
die Besuchszahlen dasselbe Niveau 
wie vor der Pandemie erreicht. An‐
selm Hartinger, Direktor des Stadt‐
geschichtlichen Museums sagte, es 
sei zu bemerken, dass sowohl 
Stammgäste öfter wiederkämen, als 
auch „neue Interessenkreise“ die 
Besuchszahlen steigerten. 

Baustelle
In der Dieskaustraße geht es an den 
nächsten Bauabschnitt. Vertreter 
der Stadt Leipzig und der Leipziger 
Gruppe besprachen bei der Info‐
veranstaltung zur Baumaßnahme 
am 16. April auch die vorläufige 
Umleitung des Verkehrs zwischen 
Antonienstraße und Kulkwitzer 
Straße ab Juni 2024. Bei der Sanie‐
rung sollen in der Dieskaustraße 
unter anderem Bäume gepflanzt, 
ein Leitsystem für blinde Menschen 
installiert und ein Radfahrstreifen 
geschaffen werden. Ebenfalls seien 
eine Erneuerung von Wasserleitun‐
gen und der Ausbau des Schienen‐
netzes geplant. Bis Juni 2025 werde 
der Radverkehr aufgrund der Stra‐
ßenvollsperrung über die Windor‐
fer Straße geführt und die 
Straßenbahnlinie 3 ab der Halte‐
stelle Adler nach Grünau-Süd um‐
geleitet. Der Schienersatzverkehr 
SEV 3 soll weiter Adler und Knaut‐
kleeberg verbinden, wie sich den 
Plänen auf der Website der Leipzi‐
ger Gruppe entnehmen lässt.

Bildung
Die Stadt Leipzig plant, das Erich-
Zeigner-Haus bis Ende 2025 zu sa‐
nieren. Insgesamt soll das Projekt 
2,18 Millionen Euro kosten, von de‐
nen laut Leipziger Kulturamt 1,6 
Millionen aus einem sächsischen 
Fördertopf stammen. Diese Gelder 
entspringen dem Vermögen von 
Parteien und Massenorganisatio‐
nen der ehemaligen DDR. Den Rest 
finanziert die Kommune. Das Haus 
ist ehemaliger Wohnort des mittler‐
weile verstorbenen SPD-Politikers 
und NS-Widerständlers Erich Zeig‐
ner. Seit 1999 ist dort der gleichna‐
mige Verein tätig,. Er realisiert 
verschiedene Demokratie- und Bil‐
dungsprojekte und setzt sich für 
den Erhalt der historischen Ein‐
richtung Erich Zeigners ein. 

Caroline Tennert

Unweit vom Leipziger Haupt‐
bahnhof steht das 22.300 Qua‐
dratmeter große, von Blech 
umhüllte Einkaufszentrum. 
Schon im Mittelalter spielte dieser 
Ort eine wichtige Rolle für den 
Handel. Über das Grundstück 
verlief die Via Regia, damals eine 
der wichtigsten Handelsstraßen. 
Sie verlief vom Westen (Paris, 
Frankfurt, Erfurt, Merseburg) 
kommend über Leipzig nach Os‐
ten (Meißen, Görlitz, Krakau, 
Kiew).   Während des siebten Jahr‐
hunderts befanden sich dort, wo 
jetzt der Richard-Wagner-Platz ist, 
der erste slawische Markt und die 
slawische Siedlung Lipzk, aus der 
sich die Stadt Leipzig schlussend‐
lich entwickelte. Bis zum Zweiten 
Weltkrieg galt der Brühl als „Welt‐
straße der Pelze“ und war die be‐
deutendste Straße Leipzigs, da sie 
zu dem Weltruf der Stadt als „Han‐
delsmetropole“ beitrug. 1907 er‐
warb der Architekt Emil Franz 
Hänsel das Gelände der Brühl 1, 
das zuvor im Besitz der Familie 
Kees gewesen war. Unter seiner 

Leitung als Architekt und Bauherr 
entstand innerhalb eines Jahres 
ein siebengeschossiges Kauaus 
auf dem Gelände, wo einst der 
Gasthof „Haus zum roten und 
weißen Löwen“ stand, sowie die 
Geburtsstätte von  Richard Wag‐
ner.

Am 3. Oktober 1908 eröffne‐
ten Messow und Waldschmidt 
das Kauaus Brühl G.m.b.H., 
mit Heinrich Hirschfeld und 
Walter Riess als Geschäftsführer. 
Das Gebäude erstreckte sich 
über vier Etagen mit über 250 
festangestellten Mitarbeitern. Es 
bot zahlreiche Spezialabteilungen, 
darunter Babyartikel, Berufsbe‐
kleidung und Lebensmittel. 
Aufgrund der Popularität des 
Kauauses wurde es 1912 und 
1927 erweitert. Leipzigs erste 
Rolltreppe wurde 1928 im 
Kauaus am Brühl installiert.

Als Folge der nationalsozialisti‐
schen Politik wurden im April 
1933 Plakate gegen jüdische Ge‐
schäfte an den Schaufenstern an‐
gebracht mit den Aufschriften: 

„Deutsche wehrt euch! Kauft nicht 
bei Juden.“ Während des Luftan‐
griffs am 4. Dezember 1943 wurde 
das Kauaus beschädigt und 
schloss  seine Türen. 1946 wurde 
die Firma Rudolf Knoop & Co. 
GmbH nach einem Volksent‐
scheid entschädigungslos enteig‐
net. Das Land Sachsen übernahm 
das Kauaus und übertrug es 
1947 der wieder gegründeten 
Konsumgenossenschaft Leipzig. 
1965 musste die Leipziger Genos‐
senschaft das Kauaus an das 
Zentrale Handelsunternehmen 
„Konsument“ abgeben. Das Un‐
ternehmen begann ab 1966 mit 
dem Wiederauau des nach dem 
Krieg nur provisorisch instandge‐
setzten Hauses. Dabei wurde eine 
markante Metallfassade ange‐
bracht, die das Stadtbild prägte. 
Diese blechige, fensterlose Fassa‐
de aus Aluminium wurde von 
dem Künstler und Metallgestalter 
Harry Müller konzipiert.

1968 wurde das Haus als Kon‐
sument-Warenhaus am Brühl 
offiziell eröffnet und avancierte 

schnell zum größten Warenhaus 
der DDR. Die auffällige Alumini‐
umfassade wurde von den 
Anwohnern "Blechbüchse" ge‐
nannt. Nach der Wiedervereini‐
gung Deutschlands wurde das 
Kauaus mehrmals umgebaut 
und erweitert und besteht seit 
2012 in seiner heutigen Form.

Janne Colbow

Höfe am Brühl

Die Höfe am Brühl stehen seit 
Jahrhunderten für Handel in 
Leipzig. Foto: Janne Colbow

Am 9. Juni werden in Leipzig der Stadtrat und das 
Europaparlament gewählt.           Foto: Pixabay
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Ein Hofladen für die Innenstadt?
Leipziger Grüne wollen regionale Wertschöpfungsketten stärken

H ofladen in der City: 
Landwirtschaft unter‐
stützen – regionale 

Wertschöpfung stärken“ – so 
lautet der Titel des Antrags der 
Grünen Fraktion vom 11. Januar 
dieses Jahres. Die Idee ist simpel: 
Durch einen Hofladen in der In‐
nenstadt soll Landwirt*innen 
aus der Region die Möglichkeit 
gegeben werden, Lebensmittel 
stationär in der Innenstadt zu 
verkaufen. Zugleich soll Konsu‐
ment*innen so der Zugang zu 
regionalen Produkten erleichtert 
werden. Jürgen Kasek, Stadtrat 
und umweltpolitischer Sprecher 
der Leipziger Grünen Fraktion, 
erklärt im Gespräch mit luhze: 
„Viele kleinere Betriebe haben 
kaum die Möglichkeit der eige‐
nen Direktvermarktung“, diese 
sei logistisch und in Sachen Ver‐
waltungsaufwand nicht darstell‐
bar. „Und da haben wir gedacht, 
es könnte eine Idee sein, einen 
Store zu schaffen für Landwirte, 
in dem sie ihre Produkte aus der 
Region anbieten können.“ So 
hole man wieder „Leben in die 
City“, führt Kasek weiter aus und 
thematisiert den wachsenden 
Leerstand bei gewerblichen Flä‐
chen in der Leipziger Innen‐
stadt. 

Braucht die Stadt 
einen weiteren

Hofladen? 
Im Leipziger Umkreis gibt es 

bereits einige Hofläden. Inner‐
städtisch finden viele Wochen‐
märkte statt. In der 
Konkurrenz zu diesen sieht Ka‐
sek jedoch keine Schwierigkei‐
ten. Auch der Antrag der 
Grünen thematisiert dieses 
Problem nur über einen Ver‐
weis auf die Machbarkeitsstu‐
die zu einer möglichen 
Markthalle auf dem Wilhelm-
Leuschner-Platz. Diese wurde 
von der Stadt Leipzig in Auftrag 
gegeben und im März 2021 
veröffentlicht. Sie setzte sich 
unter anderem mit der Frage 
auseinander, ob sich eine 
Markthalle potenziell ge‐
schäftsschädigend auf die Wo‐
chenmärkte auf dem 
Marktplatz am Alten Rathaus 
und am Bayrischen Bahnhof 
auswirken könnte. Ergebnis 
der Studie: „Beide Standorte 
werden durch die geplante 
Markthalle nicht maßgeblich 
betroffen sein“ – den Grünen 
zufolge also auch nicht durch 
einen Hofladen. Zumindest in 
der Theorie. Ob dem tatsäch‐
lich so wäre, bleibt abzuwarten. 
Noch gibt es weder Markthalle 
noch Hofladen. Auch beim 
Thema der konkurrierenden 
Hofläden sieht Kasek kein Pro‐
blem und verweist auf den Ho‐
fladen der Agrarprodukte 
Kitzen, einem Landwirtschafts‐
betrieb im Leipziger Süden. 

„Die sagen: der läuft eigentlich 
ganz gut, der wird auch gut an‐
genommen. Wir sagen: der liegt 
zu weit weg.“ Jemand, der 
spontan regionale Produkte 
kaufen wolle, werde „kaum da 
rausfahren.“ Die Idee sei des‐
halb gewesen, den Weg zu ver‐
kürzen. 

Wie kommen Produkt 
und Kund*in
zusammen? 

Dass die Distanz beim Ein‐
kauf regionaler Lebensmittel 
eine Rolle spielt, sieht auch Ni‐
cole Frischmann vom „HofGut 
Kreuma“, das in etwa 18 Kilo‐
meter nördlich vom Leipziger 
Zentrum liegt. Gemeinsam mit 
zwölf Mitarbeitenden betreibt 
Frischmann hier auf gut 45 
Hektar Fläche ökologisch-
nachhaltige und demeter-zerti‐
fizierte Landwirtschaft. Zum 
Hofgut gehören unter anderem 
eine Bio-Gärtnerei, eine Bio-
Bäckerei, ein Bio-Hofladen und 
Ferienwohnungen. Zudem bie‐
tet das HofGut Kreuma ein ei‐
genes SoLaWi-Konzept an. Im 
Gespräch mit luhze erklärt 
Frischmann, dass ihre 
Kund*innen die Strecke gerne 
auf sich nähmen – „Die genie‐
ßen dann auch die frische Luft 
und die Zeit hier auf dem Hof, 
trinken einen Kaffee, essen et‐
was“. Dass das mit dem klassi‐
schen Wocheneinkauf beim 
Supermarkt um die Ecke nichts 
zu tun hat, liegt auf der Hand. 
„Was mir richtig helfen würde“, 
führt die Landwirtin aus, „wä‐
ren Depots in der Innenstadt.“ 
Frischmann wünscht sich De‐
pots, die sie als Landwirtin be‐
liefern kann, um das eigene 
SoLaWi-Angebot ausbauen und 
näher an die Kund*innen brin‐
gen zu können. „Das haben uns 
viele Landwirte gesagt“, berich‐
tet Kasek. Den Landwirt*innen 
fehle es an der Logistik, der In‐
frastruktur. „Deswegen könnte 
man Depots an so einen Hofla‐
den durchaus anschließen“, so 
der Stadtrat. Menschen, die re‐
gionale Produkte einkaufen 
möchten, hätten dann die 
Möglichkeit, ihre Ware in der 
Innenstadt abzuholen. Wie ge‐
nau ein solches Depot ausse‐
hen würde und wie die Ware 
von den Erzeuger*innen in die 
Innenstadt kommen soll, ist al‐
lerdings noch unklar. Klar 
scheint nur, dass die Land‐
wirt*innen den Auau dieser 
Strukturen alleine nicht stem‐
men können.  

Wer trägt die Kosten? 

Was für die Infrastruktur gilt, 
gilt auch für den Betrieb des 
Hofladens. Wie soll dieser 
finanziert werden? Wer über‐
nimmt die Kosten für Pacht, In‐

standhaltung und Personal? 
Folgt man dem Antrag der Grü‐
nen, sollen die laufenden Kos‐
ten zunächst über Fördermittel, 
etwa vom Freistaat Sachsen ge‐
sichert werden. Und wenn sich 
dann zeigen sollte, dass der Ho‐
fladen funktioniert, müsse man 
sich laut Kasek im nächsten 
Schritt überlegen, wie die Kos‐
ten dauerhaft gesichert werden 
können. Kasek mahnt an: „Ich 
werde den Landwirten jetzt 
nicht sagen können: Schließt 
euch mal zusammen und 
finanziert einen Hofladen“. Zu‐
nächst läge es an der Politik, 
Anreize zu setzen. 

Ökologische und/
oder regionale

Landwirtschaft? 
Dies gelte auch für den 

Aspekt der Ökologie. Angespro‐
chen auf mögliche Kriterien bei 
der Auswahl von Landwirt‐
schafsbetrieben für den Hofla‐
den erklärt Kasek: „Es soll 
tatsächlich um die Förderung 
regionaler Landwirtschaft ge‐
hen.“ Man habe sich explizit 
gegen ein Kriterium entschie‐
den, das beispielsweise sagt: 
primär ökologische Produkte. 
„Diese Grenze wollen wir im 
ersten Schritt noch nicht zie‐
hen. Wir wollen erstmal die An‐
reize setzen, dass die 
Landwirtschaft umsteigt und 
auch die Betriebe unterstützen, 
die nur auf bestimmte Dünge‐
mittel verzichten“, so Kasek. 
Höfe wie der von Nicole Frisch‐
mann würden also mit Höfen, 
die konventionelle Landwirt‐
schaft betreiben, konkurrieren. 
Wie sich das auf die Preisge‐
staltung innerhalb des Hofla‐
dens auswirken wird, bleibt 
abzuwarten.  

„Wenn der Konsument nur 59 
Cent für den Kohlrabi zahlen 
will, den du fünf- bis sechsmal 
in der Hand hattest, sagst du: 
nein, dann esse ich ihn selber“, 
so Frischmann. Einfach nur 
einen Hofladen zu gründen und 
zu denken, dass sich dadurch 
das Verhältnis der Konsu‐
ment*in zum Lebensmittel ver‐
ändern würde, sei naiv, so die 
Landwirtin. Sie fordert: „Wir 
müssen das Bewusstsein für 
Entstehungsprozesse stärken. 
Die Leute müssen verstehen, wo 
die Lebensmittel herkommen 
und was dahintersteckt.“ Ein 
Problem, das auch Jürgen Kasek 
sieht. „Ein Teil der Bevölkerung 
hat, meinem Empfinden nach, 
die Vorstellung verloren, was 
hinter bestimmten Lebensmit‐
teln an Arbeit und Aufwand 
steckt“, so der Grünen-Politiker. 
Er kritisiert die Vorstellung, 
„dass Lebensmittel vor allen 
Dingen billig sein müssen“ und 
fordert, dass hier ein Umdenken 
stattfinden müsse.

Wann kommt der
Hofladen? 

„Ich halte 2024 durchaus für 
machbar“, antwortet Kasek auf 
die Frage nach einem mögli‐
chen Startzeitpunkt für den 
Hofladen. Es hänge aber davon 
ab, wie schnell man das alles 
auf die Beine gestellt bekäme. 
„Das alles“ meint unter ande‐
rem: die Suche nach einem ge‐
eigneten Standort, die Akquise 
potenzieller Landwirt*innen, 
den Auau der kompletten Lo‐
gistik und das Anlernen von 
Servicepersonal. 2024 mit der 
Öffnung des Hofladens zu 
rechnen, ist also durchaus am‐
bitioniert. 

Gibt es Alternativen 
zum Hofladen? 

In Kreuma diskutiert man 
derweil mögliche Alternativen 
zu einem Hofladen. Wie bezie‐
hungsweise wo könnte man 
besser investieren? Nicole 
Frischmann erklärt: „Der erste 
Schritt wäre, uns bei der 
Auffindbarkeit zu helfen.“ Ihr 
schwebe eine Art digitale Platt‐
form vor, auf der interessierte 
Menschen schnell und über‐
sichtlich Informationen zu 
Landwirtschaftsbetrieben in 
ihrer Nähe finden können. „Wir 
müssen den Konsumenten 
darüber aulären, wo er seine 
Produkte finden kann“, so die 
Landwirtin. Eine weitere Alter‐
native sieht Frischmann in der 
Unterstützung von Bildungs‐
projekten. Auf ihrem Hof in 
Kreuma etwa arbeite man eng 
mit einer Schule zusammen, 
empfange in regelmäßigen Ab‐
ständen Schulklassen, die auf 
dem Hof mithelfen und Land‐
wirtschaft erleben dürften. 
„Den Kindern, die hier waren, 
muss ich nicht erklären, wie 
viel Arbeit hinter dem Kohlrabi 
steckt“, so die Landwirtin. Auf 
diesem Weg könne man schon 
sehr früh sowohl ein Lebens‐
mittel- als auch ein Preisbe‐

wusstsein schaffen. Aufwändig, 
so Frischmann, seien nur das 
Erstellen von Präsentationen 
und Vorsprechen vor Gremien 
des Bildungsministeriums. 
„Damit war ich zuletzt wieder 
zwei Wochen beschäftigt“, so 
die Landwirtin. Zwei Wochen, 
in denen die Hofarbeit nicht 
einfach auöre, sondern wei‐
terlaufe. Sie wünsche sich des‐
halb weniger bürokratische 
Hürden bei der Umsetzung von 
Bildungsprojekten.

Kommunaler
Handlungsspielraum 

Frischmanns Ausführungen 
reihen sich in die Kritiken vieler 
Landwirt*innen ein. Während 
den sogenannten Bauernpro‐
testen ging es immer wieder 
um die Unterlegenheit der 
Landwirtschaft gegenüber den 
großen Handelsketten und um 
bürokratische Hürden, die ne‐
ben dem regulären Betrieb der 
Höfe kaum zu überwinden sei‐
en. Auch Jürgen Kasek kriti‐
siert, dass die Politik über viele 
Jahre die falschen Anreize ge‐
setzt habe. „Es ging immer nur 
um das Prinzip: umso größer, 
umso besser – die Politik ist nur 
auf Wachstum gegangen“, so 
der Stadtrat. Darunter hätten 
nicht nur kleine Betriebe, son‐
dern die Landwirtschaft im All‐
gemeinen gelitten. Eine Kritik, 
die sich vor allem an bundes- 
und landespolitische Entschei‐
dungsträger*innen richtet. 
Wenn man sich also die Frage 
stellt, was auf kommunaler 
Ebene getan werden kann, um 
landwirtschaftlichen Fehlent‐
wicklungen entgegenzuwirken, 
kann man die Eröffnung eines 
Hofladens allenfalls als kleinen 
Teil eines größeren Ganzen be‐
trachten. Immerhin: An Alter‐
nativen und Ideen scheint es 
nicht zu mangeln. Nicole 
Frischmann sagt deshalb: „Die 
Kommunalpolitik muss jetzt 
auch zeigen, dass sie etwas tun 
will.“

Emin Hohl

Blick über das Hofgut Kreuma Foto: Emin Hohl

D as Jahr 2024 gilt als „Su‐
perwahljahr“. Neben den 
Europawahlen am 9. Juni 

dieses Jahres sind am selben Tag 
auch in mehreren deutschen Bun‐
desländern Kommunalwahlen – 
so auch in Sachsen. Für Leipzig 
bedeutet das, dass die Bürger*in‐
nen den Stadtrat für die nächsten 
fünf Jahre wählen.

Die letzten Wahlen fanden 2019 
statt. Derzeit sind sechs Fraktio‐
nen im Stadtrat: Die Linke erhielt 
mit 16 Plätzen die meisten Sitze, 
danach folgen Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU, AfD, SPD und die 
Fraktion Freibeuter, ein Zusam‐
menschluss aus FDP und den Pi‐
raten. All diese Parteien 
kandidieren erneut, wie die Stadt 
Leipzig am 11. April bekannt gab. 
Zusätzlich sind dieses Jahr auch 
das Bündnis Sarah Wagenknecht 
(BSW) und die Freien Sachsen bei 
den Wahlen vertreten. Letztere 
wurden 2022 vom sächsischen 
Verfassungsschutz als rechtsex‐
trem und verfassungsfeindlich 
eingestuft und werden seitdem 
beobachtet. Wie auch die AfD, die 
in Sachsen, Thüringen und Sach‐
sen-Anhalt als „gesichert rechtsex‐
trem“ eingestuft wurde, ebenso 
ihre Nachwuchsorganisation 
„Junge Alternative“ (JA). Auf Bun‐
desebene gilt die Partei bisher als 
„Verdachtsfall“.

Laut Angaben der Stadt Leipzig 
kandidieren insgesamt 15 Partei‐
en und Wählervereinigungen. 

Wahlberechtigt sind EU-Bür‐
ger*innen ab 18 Jahren, die seit 
mindestens drei Monaten ihren 
Hauptwohnsitz in Leipzig haben. 
Alle Wahlberechtigten haben drei 
Stimmen, die sie alle an eine*n 
Bewerber*in vergeben oder auf 
mehrere Kandidat*innen vertei‐
len können. Bürgermeister und 
Oberbürgermeister werden im 
Juni nicht gewählt. Die Wahl hier‐
zu fand zuletzt 2020 statt, eine 
Legislaturperiode dauert sieben 
Jahre.  

Zentrale Themen bei den dies‐
jährigen Wahlen, wie auch allge‐
mein im öffentlichen Diskurs, 
sind die steigenden Mietpreise 
und Wohnungsmangel sowie eine 
städtische Klima- und Verkehrs‐
politik.  Während Linke, Grüne 
und SPD den Ausbau von Bera‐
tungsangeboten für Mieter*in‐
nen, eine Mietpreisbindung und 
das Verbot von Zweckentfrem‐
dung von Wohnraum fordern, 
möchte die CDU sich gegen eine 
Regulierung der Mietpreise ein‐
setzen und Investitionen fördern. 
Eine Mietpreisbeschränkung 
hemme den Neubau und Sanie‐
rungen, so die Begründung der 
Partei. In diesem Sinne argumen‐
tiert auch die FDP. Man müsse die 
Bürokratie vereinfachen und die 
Digitalisierung vorantreiben, um 
so Hindernisse beim Wohnungs‐
bau und bei Sanierungen zu re‐
duzieren, so Alexander Gunkel, 
Kreisvorsitzender der Partei.

Auch bei den Themen Verkehr 
und Klimapolitik gehen die Mei‐
nungen der kandidierenden Par‐
teien stark auseinander. Die 
CDU wehrt sich gegen eine „An‐
tiautopolitik“, die AfD lehnt „die 
Ideologie eines sogenannten Kli‐
maschutzes“ ab, wie es AfD-
Fraktionsreferent Lars Mannel 
formuliert. Dem entgegengesetzt 
steht die Forderung der Grünen 
nach einem klimaneutralen 
Leipzig bis 2038. Das soll bei‐
spielsweise durch Dach- und 
Fassadenbegrünung und die 
weitere Nutzung und Förderung 
des Leipziger Auwalds erreicht 
werden. Die Linke fordert hierbei 
zudem die Unterstützung von 

Menschen mit weniger Einkom‐
men, da diese stärker von den 
Folgen des Klimawandels be‐
troffen sind. Ein Vorschlag der 
Partei ist die Einführung von so‐
zialen Stromtarifen bei den 
Stadtwerken.

Die detaillierten Wahlpro‐
gramme der jeweiligen Parteien 
sind online zu finden. Wer am 9. 
Juni nicht in Leipzig vor Ort wäh‐
len kann, kann sich schon jetzt 
zur Briefwahl registrieren lassen.  
Das geht – unter anderem – auch 
formlos per E-Mail. Die Wahlun‐
terlagen werden dann Anfang 
Mai verschickt. Also, keine Aus‐
reden – jede Stimme zählt!

Paulina Maerz 
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Rausgeekelt oder weggelockt
Gentrifizierung in Leipzig

Leipzig für Sparfüchse
Was man in Leipzig auch ohne Geld machen kann

(Un)Bezahlbar

H äuser denen, die drin 
wohnen - der bekannte 
Slogan einer Bewegung, 

die sich gegen ein ebenso be‐
kanntes Phänomen stellt: Gentri‐
fizierung. Wenn von Armut 
betroffene Menschen ihre Woh‐
nungen zu Gunsten Wohlhaben‐
derer räumen oder kleine Läden 
schließen müssen, da ein ge‐
winnbringenderer Nutzen Vor‐
rang bekommt, ist das nicht 
einfach Pech sondern die Auswir‐
kung eben dieses Phänomens. 

Zuerst erforscht in den 80er 
Jahren in den USA und England, 
kam der Begriff in den 90er Jah‐
ren auch in den deutschen Dis‐
kurs. Er beschreibt den 
Austausch der sozialen Schicht in 
einem, meist innerstädtischen, 
Viertel zugunsten der höheren 
Schicht. Ursache ist dabei laut 
Bundeszentrale für politische Bil‐
dung die Rentenlücke. Sie ergibt 
sich aus einer Diskrepanz zwi‐
schen realen Erträgen aus einer 
Immobilie und potenziell mögli‐
chen Erträgen, die durch eine 
hohe Nachfrage in die Höhe ge‐
trieben werden. 

Aber wie kann es passieren, 
dass ein Viertel sich so stark ver‐
ändert? Zu Grunde liegen politi‐
sche Entscheidungen, die eine 
gewisse Lebensform begünsti‐
gen. So beginnt der Zyklus der 
Gentrifizierung immer mit einer 
Periode der Suburbanisierung, in 
der es besonders attraktiv wird, 
in den Vororten zu wohnen. Da‐
durch sinken Immobilienpreise 
in den Städten und ziehen so ein‐

kommensschwache Menschen 
an. Wird dann allerdings in einer 
nächsten Phase politisch die 
Reurbanisierung begünstigt, 
kommt es zur Umkehr von Ange‐
bot und Nachfrage. Die inner‐
städtische Konkurrenz um 
bezahlbaren Wohnraum steigt ra‐
pide. 

Auch in Leipzig sind diese Pha‐
sen nachvollziehbar. Im Paper 
„Revaluating 'Germany's worst 
street'. Commercial gentrification 
on Leipzig's Eisenbahnstraße?“ 
von Marcus Hübscher ist be‐
schrieben, dass Leipzig vor dem 
Zweiten Weltkrieg eine der größ‐
ten Städte Deutschlands war. 
Nach 1990 habe aber in Leipzig 
der Prozess der Suburbanisierung 
begonnen und bis zum neuen 
Jahrtausend angehalten. Seit den 
letzten zwanzig Jahren wächst 
Leipzig wieder enorm.  Das 
stärkste Wachstum fand dabei in 
den Vierteln um die Eisenbahn‐

straße, Neustadt-Neuschönefeld 
und Volkmarsdorf statt. Genau 
dort lässt sich auch die e97 veror‐
ten. Dieses Hausprojekt, benannt 
nach seiner Lage auf der Eisen‐
bahnstraße 97, beherbergt seit 10 
Jahren eine Hausgemeinschaft 
und zwei Läden, das Goldhorn 
und das ConHanHop. Wie viele 
weitere Geschäfte auf der Eisen‐
bahnstraße ist es im letzten Som‐
mer nun auch Zielscheibe der 
dort auftretenden kommerziellen 
Gentrifizierung geworden. Schon 
seit dem Einzug in 2014 war die 
Situation der Hausgemeinschaft 
unsicher. Sechs Jahre kämpften 
sie um einen Mietvertrag. Als sich 
dieser Kampf 2020 endlich ent‐
schieden hatte, war den Bewoh‐
nenden des Hauses eines klar: 
„Wir wollen hier alle wohnen, wir 
wollen hier alle lange wohnen.“ 
Daraus wurde der Entschluss ge‐
boren, den Verkauf des Hauses an 
eine Genossenschaft zu bewirken.

Dieser Plan scheiterte im Som‐
mer 2023, als auf einmal ein neuer 
vermeintlicher Besitzer auftrat, 
der drohte, alle Bewohnenden 
rauszuwerfen. „Vermeintlich“, da 
die Person sich nie weiter auswies 
oder nachwies, dass ein tatsächli‐
cher Kauf stattgefunden hatte. 
Alarmiert durch die anderen Aus‐
züge in der Gegend handelte die 
e97 schnell. „Zu schreien, wir 
müssen gehen, wenn wir schon 
gehen müssen, ist zu spät“, meint 
die vertretende Person der e97. So 
wurde sich als erstes eine Öffent‐
lichkeit geschaffen und eine Peti‐
tion gestartet. „Nicht alle haben ja 

die Möglichkeit, sich zu organi‐
sieren, aber das halten wir für 
sehr notwendig“, reflektiert sie. 
Aber auch für die e97 ist bis jetzt 
kein Licht am Horizont zu sehen. 
Alles steht für die Bewohnenden 
des Hauses auf der Kippe. Sie 
würden ihr Zuhause verlieren, 
wenn der Kampf erfolglos bleibt. 
Verbunden damit sind viele 
Emotionen. Zum einen ist da das 
Unverständnis: „Wir haben alle 
Mietverträge und bezahlen aus 
unserer Perspektive eine faire 
Miete“, meint die vertretende 
Person der e97. Zum anderen 
sind da aber auch Wut und Zwei‐
fel. „Erst werden alle mit Freuden 
angenommen, wenn sie herkom‐
men und das Viertel ein bisschen 
aufwerten. Sie werden so lange in 
Ruhe gelassen, bis sie aus 
Profitperspektive im Weg sind, 
dann werden sie wieder ver‐
drängt. Dem stellen wir uns 
entgegen“, so die vertretende 
Person. Es wäre nicht mehr ein‐
fach, neue Räume zu finden, die 
ähnlich gut verankert seien. 

Diese Verdrängung wird im po‐
litischen Kontext gerne klein ge‐
redet, führt aber zu einem großen 
Problem. Die Schaffung von Ar‐
mutsvierteln ist Ursache von 
sozialer Ausgrenzung und Be‐
nachteiligung einkommens‐
schwacher Menschen. Im 
Endeffekt führt eine solche Un‐
gleichheit zur sozialen Spaltung 
von Städten. Ein Prozess, der 
auch in Leipzig, dem „kleinen 
Berlin“ angekommen ist.

Charlotte Weichert

Leipzig wird teurer. Während 
immer mehr, oft wohlhabende, 

Menschen zuziehen, leiden viele 
unter steigenden Mieten, 
finanziellen Nöten und 

Arbeitslosigkeit. Wer muss für 
den Luxus zahlen?

N ahezu alle kennen es: 
Der Monat hat eigent‐
lich erst begonnen und 

schon jetzt sieht das Konto ge‐
fährlich rot aus. Doch selbst 
dann kann man in Leipzig noch 
viel erleben, ohne Geld auszu‐
geben. 

Kostenlose Kunst und 
Knochen zum 

Anschauen
Seit Anfang dieses Jahres 

kommt man kostenlos in die 
Dauerausstellungen einiger 
Museen in Leipzig. Und das 
nicht nur an einem Tag im Mo‐
nat, sondern jeden Tag. Zu die‐
sen Museen gehören das 
Museum der bildenden Künste, 
das Stadtgeschichtliche Muse‐
um, das Naturkundemuseum, 
das Zeitgeschichtliche Forum 
und das Grassi-Museum. Beim 
Grassi-Museum sind neben 
dem städtischen Museum für 
Angewandte Kunst auch die 
Partnereinrichtungen Museum 
für Völkerkunde des Freistaates 
Sachsens und das Musikinstru‐
mente-Museum der Universität 
Leipzig kostenlos  zugänglich. 

Es geht hoch hinaus

Der „Wackelturm“,  oder 
offiziell Rosentalturm, bietet 
euch einen Ausblick über 
ganz Leipzig. Der Turm befin‐
det sich auf dem künstlich 
aufgeschütteten Rosentalhü‐

gel. Dieser Hügel entstand 
zwischen 1887 und 1896 aus 
rund 60.000 Fuhren Hausmüll 

und erhielt im Jahr 1996 einen 
von Hugo Licht entworfenen 
Holzturm. 1943 brannte die‐
ser infolge des schweren 
Bombenangriffs ab und wurde 
später durch den heutigen 20 
Meter hohen Aussichtsturm 
aus Stahl ersetzt. Dieser ist 
für alle zugänglich, aber Ach‐
tung: Den Spitznamen „Wa‐
ckelturm“ hat er nicht ohne 
Grund. Schon bei kleinen 
Windböen wackelt der Turm 
spürbar und ist somit nichts 
für empfindliche Mägen. 
Doch hat man die Stufen er‐
klommen, ist die Aussicht 

über Leipzig und Umland be‐
merkenswert. 

Erzählcafe Leipzig

Auf der Karl-Liebknecht-
Straße kann man der Geschich‐
te Leipzigs in der „Südbrause 
bei Freunden“ lauschen. Regel‐
mäßig werden stadtgeschichtli‐
che Themen aufgearbeitet und 
es wird in einer gemütlichen 
Runde zum Quatschen und Zu‐
hören eingeladen. Die aktuelle 
Reihe lautet "Im Fokus: Muße". 
Beim nächsten Erzählcafe am 
3. Juni 2024, dreht sich dann al‐
les um die Pause. Dort kann 
man dann einander zuhören 
und sich austauschen.  Wichtig 
hierbei: Auch wenn die Veran‐
staltungen kostenlos sind, 
muss man sich aufgrund der 
Platzbegrenzung vorher per E-
Mail anmelden. 

Aussicht auf Wasser

So langsam naht der Sommer 
und somit startet bald die Bade‐
saison. Und was ist besser, als 
Baden und Kultur zu verbinden? 
Der beliebte Cospudener See 
(kurz: Cossi) bietet nämlich 
noch mehr außer Badespaß. Di‐
rekt auf der angrenzenden Bis‐
tumshöhe befindet sich ein 35 
Meter hoher Aussichtsturm. 

Nach 180 Stufen hat man 
einen Ausblick über den gesam‐
ten See mit Landschaft. 

Neben all diesen Ausflug‐
tipps ist auch der alltägliche 
Bedarf nicht unbedingt güns‐
tig. Wer zum Beispiel beim Es‐
sen sparen möchte, kann zu 
sogenannten Küchen für alle 
gehen (kurz: Küfa). Dort wird 
kollektiv gekocht und das Es‐
sen meist auf Spendenbasis 
angeboten. In Leipzig findet 
man Küfas unter anderem je‐
den Donnerstag und Samstag 
im Japanischen Haus. 

Auch Grundzutaten für das 
eigene Zuhause kann man in 
Leipzig günstig einkaufen. In 
mittlerweile drei „Im Angebot“-
Filialen in Leipzig können Le‐
bensmittel  häufig günstiger als 
für den Originalpreis gekauft 
werden. 

Leipzig hat viel Kostenloses 
und Günstiges zu bieten, man 
muss nur wissen, wo man es 
findet.

Hannah Kattanek

D er Lebenslauf von Katja 
(Name von der Redak- 
tion geändert) liest sich 

auf den ersten Blick richtig gut. 
In der DDR hat sie eine Berufs‐
ausbildung als Kauffrau abge‐
schlossen, der Beruf ist einer 
heutigen Betriebswirtin gleich‐
zustellen. In ihren Anfangsjah‐
ren war sie in einem etablierten 
Betrieb als Buchhalterin tätig. 
Wie viele Ostdeutsche war sie 
nach der Wende kurzzeitig ar‐
beitslos, hatte aber das Glück, 
schon nach drei Monaten einen 
Job in einem Baubetrieb zu be‐
kommen. Dieser ging dann aber 
ebenfalls bankrott. In diesem 
Moment kam ihre katholische 
Religionszugehörigkeit ihr zu‐
gute, sodass sie einen Job bei 
der Caritas als leitende Buch‐
halterin bekam. Nach sieben 
guten Jahren gab es dort aller‐
dings einen Leitungswechsel. 
„Ab dem Moment wurde ich Op‐
fer von sehr starkem Mobbing. 

Woher das kam, kann ich mir 
nicht erklären“, erzählt Katja. 
Diese ganze Situation führte da‐
zu, dass sie zu Hause zusam‐
mengebrochen ist. Ab dem 
Moment war klar, dass sie nicht 
zurückkonnte, der eigenen Ge‐
sundheit zuliebe. 

Auf einen Schlag war sie also 
arbeitslos, das bedeutete den 
klassischen Weg für alle Jobsu‐
chenden: Zum Arbeitsamt. 
„Dazu muss man sagen, dass 
ich eine Körperbehinderung 
habe, ich hatte es also von Be‐
ginn an auch schwerer, eine 
Arbeit zu finden“, erzählt Katja. 
Das habe sie aber in ihrer Ar‐
beit nicht gehindert. Laut eige‐
ner Aussage hatte sie immer 
gute Zeugnisse. Eine zentrale 
Behindertenstelle gab es nicht, 
und beim Amt fühlte sie sich 
nicht gut behandelt. „Der Um‐
gang mit dem Menschen war 
katastrophal, und das ging 
nicht nur mir so“, erzählt sie. 

Kein einziges Mal habe man sie 
konstruktiv vermitteln können. 
Vor Ort werde nur der PC 
hochgefahren, geschaut ob zu 
der Person und dem Job was 
vorhanden ist und falls nicht, 
der PC wieder runtergefahren 
und aufs nächste Mal vertrös‐
tet. „Das führte dazu, dass ich 

mich unabhängig 
vom Arbeitsamt 
sehr viel initiativ 
beworben habe“, 
meint Katja. Bis zu 
70 Bewerbungen 
habe sie pro Mo‐
nat abgeschickt. 
„Und je länger 
man nichts findet, 
desto größer wird 
die Angst, über‐
haupt nichts zu 
finden.“

Nachdem Katja 
ein Jahr lang kei‐
nen Job gefunden 
hatte, wurde sie 

vom Arbeitslosengeld 1 ins Ar‐
beitslosengeld 2 herabgestuft. 
„Das ist ein absoluter finanzi‐
eller Abbruch“, erzählt sie. 
Konkret heißt das: Jeder Cent 
muss einzeln umgedreht wer‐
den. Von heute auf morgen 
weiß man nicht, wie man sich 
versorgen soll. Katja musste 

sich über alltägliche Dinge Ge‐
danken machen, wie zum Bei‐
spiel, ob sie sich jetzt Käse oder 
Wurst kauft, oder ob Butter 
noch essenziell ist. „Oft habe 
ich auch nur von Tee oder Was‐
ser gelebt und habe mich ge‐
freut, wenn Freunde mir 
einmal Kaffee mitgebracht ha‐
ben.“ Laut eigener Aussage 
blieben im Monat keine 100 
Euro für Lebensmittel übrig. 

Viele retten sich damit, dass 
sie von Familie und Freunden 
unterstützt werden. So war das 
auch im Fall von Katja. „Ich 
konnte mich da zum Glück auf 
meinen Bruder und meine 
Mutter verlassen, die mich vor 
allem finanziell unterstützt ha‐
ben.“ Wenn sie einmal mit 
Freunden ausging, haben diese 
ihr ein Getränk ausgegeben, an 
das sie sich dann den Abend 
über geklammert hat. „Ich den‐
ke da aber auch an die Leute, 
die dieses Glück nicht hatten, 

die allein klarkommen muss‐
ten“, fügt sie an. Man sei dann 
komplett vom sozialen Leben 
abgeschottet, weil man sich 
nichts leisten könne.

Katja stört sich vor allem 
daran, dass Arbeitslose in der 
Gesellschaft sehr oft vorverur‐
teilt werden. Oft heißt es, sol‐
che Leute seien schlicht zu faul 
und zudem selbst schuld an ih‐
rer Situation. „Man soll nie 
pauschalisieren, sicher gibt es 
auch die nicht Arbeitswilligen“, 
meint sie. „Aber der Großteil 
hatte einfach Pech und würde 
gerne wieder arbeiten gehen“. 
Wer diese Situation nie erlebt 
hat, könne das Ganze über‐
haupt nicht beurteilen. Die 
Einstellung in der Gesellschaft 
habe Katja sehr belastet, zum 
Glück hatte sie aber ein ver‐
ständnisvolles Umfeld.

Dennoch hat die Situation, je 
länger sie anhielt, sie psychisch 
schwer belastet. Sie hatte sogar 

Phasen von extremen depressi‐
ven Schüben. „Da stand ich 
dann auch mal drei Tage nicht 
aus dem Bett auf, trotz das es 

Sturm an der Tür geläutet hat.“ 
Durch die mangelnde Ernäh‐
rung nahm Katja auch körper‐
lich ab. Als dann ihr Bruder 
mit einem „Fresspaket“ von 

Aldi ankam, hatte sie Tränen 
in den Augen. Den Luxus zu 
sehen, überwältigte sie. Das 
allerschlimmste seien aber die 

Zukunfts‐
ängste. Nicht 
zu wissen, ob 
man sich im 
nächsten Mo‐
nat noch er‐
nähren kann, 
und im Prin‐
zip keinen 
Wert für die 
Gesellschaft 
zu haben.

In dieser 
schweren Zeit 
hatte sie 
dann auch 
überlegt, 
Schwarz‐

arbeit anzunehmen - kleinere 
Sachen wie Hilfe im Garten 
oder Ähnliches. Andere Aus‐
hilfsjobs wie Kellnern oder 
Putzen ging aufgrund der Be‐

hinderung nicht. „Irgendwann 
macht man dann alles, um zu 
arbeiten“, erzählt sie. Haupt‐
sache, man fühlt sich nützlich 
und gebraucht, und kommt 
aus den eigenen vier Wänden 
raus.

Nach Jahren in der Arbeits‐
losigkeit gelang es Katja im 
Jahr 2017, eine Arbeit zu fin‐
den. „Das Nichtaufgeben und 
immer wieder Probieren war 
etwas, was mich ausgezeich‐
net hat“, meint sie, wohlwis‐
send, dass nicht alle das 
Durchhaltevermögen haben. 
Oder auch nicht die Unter‐
stützung haben, durchhalten 
zu können. Sie denke da bei‐
spielsweise an die alleinerzie‐
hende Mutter mit drei 
Kindern. „Das Perfide ist auch, 
dass es heutzutage jeden 
treffen kann.“ Auch der Stu‐
dierte kann aus welchen 
Gründen auch immer, sei es 
Krankheit oder Unterneh‐

mensbankrott seinen Job ver‐
lieren. Und je nachdem, wie 
der Arbeitsmarkt aussieht, 
kommt die Arbeitslosigkeit 
schneller als man denkt.

Katjas Meinung nach tut die 
Politik zu wenig. Der Grundge‐
danke von Arbeitslosengeld ist 
erstmal ein guter, Arbeitslose 
finanziell zu unterstützen und 
ihnen beispielsweise auch die 
Wohnung zu bezahlen, wie 
auch in ihrem Fall. Doch wie 
an Katjas Beispiel zu erkennen 
ist, reicht es trotzdem vorne 
und hinten nicht, und die an‐
schließenden mentalen Aus‐
wirkungen sind extrem. Das 
neu eingeführte Bürgergeld ha‐
be auch nicht viel verändert, 
sie kenne immer noch einige 
Personen, die genauso kämp‐
fen müssen, wie sie kämpfen 
musste, auch in ihrem Bekann‐
tenkreis. Soweit es ihr möglich 
ist, unterstützt sie diese.

Hannes Ulrich
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An der Armutsgrenze
Porträt eines Lebens in der Arbeitslosigkeit

Das Arbeitsamt, offiziell Agentur für Arbeit,
war bei Katjas Suche keine Hilfe.
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Bei schönem Wetter ist der 
Aussichtsturm immer einen 
Ausflug wert.
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In Leipzig gibt es einige 
unbekannte Spots für schöne 
Aussichten.
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Es bleibt kein Geld für Luxusgüter.
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